
Klare Ansage: Ohne Leistungsabbau in den Schulen ist nicht 
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Bildung 
Die Ferien gehen zu Ende, die Stimmung 
in der Lehrerschaft ist zu Beginn des neu­
en Schuljahrs aufgeladen. Für die Lehrer 
steht fest: Mit ihren neuen Sparplanen 
geht die Regierung endgültig zu weit. 

VON URS MOSER 

Wir stehen am Ende von fünfwõ­
chigen Sommerferien. FünfWo­
chen Ferien: Es kommt wohl nie­
mand so erholt an den Arbeits­
platz zurück wie Lehrer. 
Elisabeth Abbassi: Erholt hoffe ich 
doch, aber nicht nach fiinf Wochen 
Ferien. In unserem Schulhaus zum 
Beispiel waren in den ersten zwei Fe­
rienwochen noch viele Lehrperso­
nen mit Abschluss- und Aufrãumar­
beiten beschãftigt. Und auch in der 
letzten Woche sind wieder fast alle 
Lehrerinnen und Lehrer im Schul­
haus prãsent oder arbeiten zu Hau· 
se. Die Vorbereitung auf das neue 
Schuljahr gibt sehr viel zu tun, und 
viele Schulen haben auch Weiterbil­
dungstage vor Ferienende. 

Wie viel Ferien hat eine Lehrper­
son effektiv imJahr? 
Gleich viel wie andere Arbeitnehmer 
auch. Man muss die Jahresarbeitszeit 
betrachten, diese entspricht jener 
des Staatspersonals. Der Unterricht 
macht 85 Prozent dieser Jahresar­
beitszeit aus. 15 Prozent entfallen auf 
die Tãtigkeiten ausserhalb des Unter­
richts, Schülerbetreuung, Zusam­
menarbeit im Lehrerkollegium ete. 
Dieser Aufwand fãllt sehr unregel­
mãssig an. Gerade die Zeit vor den 
Sommerferien ist sehr intensiv, dann 
müssen die Zeugnisse gemacht wer­
den und es gibt lãngere Arbeitszeiten 
als die vorgesehenen 42 Stunden pro 
Woche. 

Und da bleiben unter dem Strich 
bei 12 schulfreien Wochen nicht 
mehr als vier Wochen übrig? 
Die Schulferien werden auch zur 
Kompensation von überstunden ge­
nutzt. Würde sich die Arbeit über 
das ganze Jahr regelmãssig auf eine 
42-Stunden-Woche verteilen, wãren 
es in der Tat nicht mehr als vier Wo­
chen. Das ist auch in einer Arbeits-

zeiterhebung des Kantons belegt, die 
für die Lehrkrãfte ein Pensum von 
durchschnittlich 25 Prozent über 
dem Soll ergeben hat. Allerdings ist 
diese Erhebung schon alt, seither 
gab es Neuerungen wie die integrati­
ve Schulung oder die neue Promoti­
onsverordnung. Beides Reformen, 
die mit deutlich mehr Arbeitsauf­
wand verbunden sind. 

Glauben Sie, das ist der Õffent­
lichkeit bewusst? Ich würde be­
haupten, ein Grossteil der Bevõl­
kerung - und insbesondere der 
Politiker - ist der Meinung, die 
Lehrer jammern aufhohem Ni­
veau. 
Jammern sie? Ein grosser Teil der 
Lehrerschaft ist im Grossen und Gan­
zen eigentlich ziemlich zufrieden mit 
ihrer Arbeit. Die Belastung ist aber 
wirklich sehr hoch. Und viele Lehrer 
kompensieren die mangelnden Res­
sourcen, die der Kanton zur Verfü­
gung stellt, mit einem noch hõheren 
Arbeitseinsatz, was dann irgend­
wann zur überforderung und ins 
Burnout führt. Um die Gesundheit 
nicht zu gefãhrden, reduzieren auch 
immer mehr Lehrpersonen freiwillig 
ihr Pensum und nehmen lieber eine 
Lohneinbusse in Kauf. 

Sie sagen, der Lehrberuf verliere 
zunehmend an Attraktivitãt. Wie 
passt das zu den Studierenden­
zahlen an den pãdagogischen 
Hochschulen, die deutlich zuneh­
men? 
Es freut mich, dass das so ist. Es sind 
aber immer noch viel zu wenige und 
zudem nimmt leider auch die Zahl 
der Lehrpersonen zu, die nach weni­
gen Jahren wieder aus dem Beruf 
aussteigen. Schon nach einem Jahr 
sind 20 Prozent der Lehrpersonen 
nicht mehr im Kanton Aargau tãtig, 
nach fünf Jahren sind es 50 Prozent. 
Bei diesen Mutationen kann man 
nicht mehr von Schulentwicklung 

Von Dank spürt Elisabeth Abbassi wenig. In ihren Au g en nimmt vielmehr der Kanton sei ne gesetzliche Verantwortung 
gegenüber der Lehrerschaft nicht wahr. 

sprechen, wir fangen stãndig von 
vornean. 

Aber wenn die Lehrpersonen 
doch mit ihrem Beruf zufrieden 
sind ... 
Moment! Sie sind mit dem zufrieden, 
was den Unterricht betrifft. Mit der 
Schulpolitik des Kantons sind sie al­
les andere als zufrieden. Die Einfüh­
rung der Reformen und die Ressour­
cen, die für die Reformen zur Verfü­
gung gestellt wurden, werden unter­
irdisch schlecht beurteilt. Sehr 
schlecht bewertet wird auch der 
Lohn und vor allem die Lohnent­
wicklung. 

Der Maximallohn für eine Pri­
marlehrkraft liegt bei gu t 124 000 
Franken, das ist doch nicht 
schlecht, das ist ein stolzer Lohn. 
Das sagen Sie, ich würde eher von 
Augenwischerei sprechen. Diesen 
Maximallohn erreicht man kurz vor 
dem Pensionsalter, und wenn der 

Aargau so weitermacht, wird keine 
Lehrkraft mehr diesen Maximallohn 
erreichen. Wenn, wie für 2016 ge­
schehen, Nullrunden für das Staats­
personal und die Lehrerschaft be­
schlossen werden, geht das Lohnsys­
tem kaputt. Hinzu kommen die hõ­
heren Ausbildungsanforderungen, 
ein Bachelor-Abschluss für Kinder­
garten und Primarschule, ein Master­
studium für die Sekundarstufe I. 
Lohnvergleiche haben nachgewie­
sen, dass Lehrkrãfte in der ganzen 
Schweiz schlechter bezahlt sind als 
gleich ausgebildete Fachkrãfte in an­
deren Branchen. Und der Aargau 
steht ganz besonders schlecht da. 
Wenn eine Lehrkraft vor der Ent­
scheidung steht, eine Stelle in Sprei­
tenbach oder Dietikon anzutreten, 
kann das einen Lohnunterschied von 
20 000 Franken im Jahr ausmachen. 
Es wird wohl niemand behaupten 
wollen, die Arbeit mit Kindern in 
Spreitenbach gebe für 20 000 Fran­
ken weniger zu tun. Gleiches gilt üb-

rigens auch für Aarau und Schõnen­
werd oder für Sins und Zug. Darum 
warnen wir davor, dass der Kanton 
an Attraktivitãt verliert und keine 
qualifizierten Lehrkrãfte mehr fin­
den wird. 

Zumindest bei den Kindergãrtne­
rinnen haben Sie einen Erfolg er­
zielt, ihr Lohn soll nun schritt­
weise dem der Primarlehrkrãfte 
angeglichen werden. Zufrieden 
mit dem Umsetzungsvorschlag 
der Regierung? 
Mit der Lohnanpassung ja, aber 
nicht mit dem Tempo. Gerade bei 
den Kindergãrtnerinnen zeigt sich 
das Problem besonders akzentuiert. 
Sie haben die gleiche Ausbildung wie 
Primarlehrerinnen und finden pro­
blemlos besser bezahlte Stellen. Im 
Moment ist es im Aargau praktisch 
unmõglich, qualifizierte Fachperso­
nen für den Kindergarten zu finden. 
Es werden Fachangestellte Betreu­
ung, eine dreijãhrige Berufslehre, für 



mehr zu sparen 

' 

MARIO HELLER 

Elisabeth 
Abbassi 
Elisabeth Abbassi (60) 
hat auf den Beginn des 
Schuljahrs 2014/15 das 
Prasidium desAargaui­
schen Lehrerinnen- un d 
Lehrerverbands als Nach­
folgerin von Niklaus 
Stêickli übernommen. Zu­
vor prasidierte si e wah­
rend 20 Jahren d en Unter­
verband d er Sekundar­
lehrpersonen. Abbassi, 
Muttervon drei erwach­
senen Kindern, ist Schul­
hausleiterin in Mêiriken­
Wildegg. 

den Kindergartenunterricht ange­
stellt. 

Ist das erlaubt? 
Jein. Natürlich sind Schulpflegen und 
Schulleitungen eigentlich verpflich­
tet, die Stellen mit entsprechend 
qualifizierten Lehrpersonen zu be­
setzen. Oberste Maxime ist aber, die 
Stellen überhaupt zu besetzen. Und 
oft wird auch nicht darüber infor­
miert, dass eine Person, die vor ei­
ner Klasse steht, die Ausbildung da­
für gar nicht hat. Wenn Bildungs­
direktor Alex Hürzeler am Montag 
erklãrt, es sei gelungen, alle Stellen 
für das neue Schuljahr zu besetzen, 
hat er vielleicht recht. Wenn er be­
haupten sollte, dass vor jeder Klasse 
eine Lehrkraft steht, wiirde das nicht 
der Wahrheit entsprechen. 

Der Regierungsrat will in den 
kommenden}ahren aufbis 250 
Lehrerstellen verzichten. Weiss 
man inzwischen Genaueres, wie 

das umgesetzt werden soll? 
Offenbar sollen das Pflichtpensum 
der Mittelschullehrpersonen erh6ht, 
die minirnalen Klassengrõssen an Re­
al- und Sekundarschulen angehoben 
und die ungebundenen Lektionen 
zum Beispiel für den Unterricht in 
geteilten Klassen oder den Unter­
richt zu zweit in Kindergarten- und 
Prirnarschule gekürzt werden. Das 
heisst, eine Lehrperson kann oft 
nicht mehr ein Vollpensum nur an 
einer Klasse unterrichten. 

Ist irgendetwas davon für Sie ak­
zeptabel? 
Wenn überhaupt, dann allenfalis die 
Anhebung der minirnalen Abtei­
lungsgrõssen. Das würde aber 
zwangslãufig bedeuten, dass mehr 
Schüler in einer anderen Gemeinde 
zur Schule gehen müssen. Ganz be­
stirnmt werden wir eine Pensenerhõ­
hung wie schon bei den Bezirks­
schullehrern bekãmpfen, auch juris­
tisch. Der Kanton ist von Gesetzes 
wegen für die Gesundheit der Lehr­
personen verantwortlich. Ich verwei­
se noch einmal darauf, dass bereits 
2008, ohne zusãtzliche Belastung et­
wa durch die integrative Schulung, 
massive überschreitungen der Soll­
Jahresarbeitszeiten nachgewiesen 
wurden. Das gefãhrdet die Gesund­
heit, der Kanton nimmt seine gesetz­
liche Verantwortung nicht wahr. 

Ich wage die Prognose, dass Ihr 
Protest ungehõrt bleibt, dass die 
Nullrunde bei den Lehrerlõhnen 
und der Verzicht auf die Beset­
zung von Stellen kommen wird. 
Was ist die Konsequenz? 
Es kann nur eine geben: Wenn Stel­
len abgebaut werden, dann müssen 
auch Leistungen in den Schulen ab­
gebaut werden. 

Leistungen abbauen heisst? 
Das heisst Leistungsabbau irn Bil­
dungsangebot, also zum Beispiel we­
niger Lektionen erteilen. Es ist 
schlicht nicht mehr mõglich, Stellen 
abzubauen und die gleichen Leistun­
gen auf die Lehrerinnen und Lehrer 
zu verteilen, die jetzt schon 25 Pro­
zent zu viel Arbeitsstunden leisten 
und von denen heute schon 20 Pro­
zent na eh n ur einem Jahr wieder aus 
dem Beruf aussteigen und von denen 
mindestens 20 Prozent in der reakti­
ven Abschirmung sind, das heisst auf 
ein Burnout zusteuern. 

Sie prãgten im Zusammenhang 
mit Sparmassnahmen im Bil­
dungswesen einst den Begriff 
«Aldi-Kanton». Wo stehen wir ak­
tuell auf einer Skala von Globus 
bisAldi? 
Aldi würde sich inzwischen wohl ge-
gen den Vergleich verwahren. Der 
Discounter mit den bereits tiefsten 
Preisen geht mit diesen Preisen nicht 
noch weiter runter, das macht für 
ihn keinen Sinn. Genau so verhãlt 
sich aber der Kanton Aargau. Der 
Aargau ist erwiesenermassen der 
Kanton mit den tiefsten Pro-Kopf­
Ausgaben. Und statt sich zu überle-
gen, ob das die richtige Position ist, 
will dieser Kanton jetzt noch weiter 
sparen. Wobei er dabei noch nicht 
einmal wirklich spart, sondern bloss 
Kosten verlagert. Die Schulldassen 
werden nicht plõtzlich einfacher, 
weil der Kanton weniger Ressourcen 
zur Verfügung stellt. Diese Politik 
versteht nun wirklich keine Lehrerin/ 
und kein Lehrer - und ich hoffe auch 
keine Mutter und kein Vater. 
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Nach Bagatellfall drei 
jahre weggesperrt 
Hãrtefall Drei]ahre wegge­
sperrt wegen einer unschõ­
nen Trennung: Das ist das 
Schicksal eines Mannes, der in 
die Mühlen der Aargauer jus­
tiz geriet, aus denen er sich 
erst dank d em Bundesgericht 
befreien konnte. 

VON RAFAELA ROTH/WAlSON.CH 

Die Geschichte beginnt im Jahr 2010, 
als sich seine Freundin von ihm tren­
nen will. Der damals knapp 21-jãhrige 
Marco Meier* wird ihr gegenüber tãt­
lich un d droht ihr. Kurz darauf verliert 
er gegenüber seinem Rivalen die Be­
herrschung und versetzt ihm einen 
Faustschlag. Die beiden zeigen Meier 
an. Was dieser zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht ahnt: Am Ende seiner Odys­
see durch das Justizsystem wird er we­
gen der nicht bezahlten Geldstrafen 
über drei Jahre in Haftanstalten und 
Kliniken verbracht haben und bis heute 
auf der Flucht sein. 

Wegen einfacher Kõrperverletzung 
sowie Drohung und Nõtigung verdon­
nerte die Staatsanwaltschaft Meier 2011 
irn abgekürzten Verfahren per Strafbe­
fehl zu einer Geldstrafe von 180 Tages­
sãtzen. Als die zwei Strafbefehle ins 
Haus flattern, ist Meier irn Ausland. Er 
zahlt nicht. Am 3. Januar 2012 werden 
die Geldstrafen in eine Ersatzfreiheits­
strafe umgewandelt. 

Meier ist ein kauziger Typ. Er spricht 
nicht viel, sich zu artikulieren, fàllt ihm 
schwer. So beschreibt ihn sein Anwalt. 
Als besonders vorbildlicher Hãftling 
fâllt er nicht auf. Kurz vor Ablauf seiner 
siebenmonatigen Ersatzfreiheitsstrafe 
ordnet das Bezirksgericht Bremgarten 
irn Sommer 2012 eine stationãre thera­
peutische Massnahme im Therapiezen­
trum <<Im Schache» im solothurnischen 
Deitingen ftir ihn an. Kleine Verwah-

rung nennt man das im Justizjargon. 
Widerwillig lãsst Meier sich therapie­
ren. Ein Jahr spãter, irn Sommer 2013, 
verweigert das Amt für justizvollzug 
des Kantons Aargau (AJV) seine beding­
te Entlassung. Meier kommt vorüberge­
hend ins Gefàngnis in Lenzburg. Im De­
zember gleichen Jahres wagt er einen 
neuen Anlauf und ersucht um Aufhe­
bung der stationãren therapeutischen 
Massnahme. Das AJV lehnt ab und 
weist Meier stattdessen in die psychia­
trische Klinil< Kõnigsfelden ein. Meiers 
Beschwerde gegen den Beschluss lehnt 
das Verwaltungsgericht des Kantons 
Aargauab. 

Es ist Sommer 2014. Meier befindet 
sich jetzt schon seit fast zweieinhalb 
jahren in der kleinen Verwahrung. Er 
versucht es wieder, reicht Beschwerde 
in Strafsachen ein und fordert die Auf­
hebung der erneuten stationãren Mass­
nahme. Doch die Richter des Verwal­
tungsgerichts und die Oberstaatsanwãl­
te des Kantons Aargau scheinen sich 
wenig für den Fali zu interessieren. Sie 
verzichten auf eine Vernehmlassung zu 
Meiers Beschwerde. Auch das Departe­
ment Voll<swirtschaft und Inneres 
nirnmt nicht Stellung, hãlt aber gestützt 
auf einen Bericht der psychiatrischen 
Dienste fest, dass Meier offenbar zu sei­
ner Therapiebereitschaft zurückgefun­
denhat. 

Als freier Mann auf der Flucht 
Meier hat nicht zu seiner Therapiebe­

reitschaft zurückgefunden, Meier hat 
aufgegeben. Kurze Zeit spãter, bevor 
sich das Bundesgericht mit seinem Fall 
beschãftigen kann, flüchtet er zusam­
men mit einem weiteren Verwahrten 
aus der psychiatrischen Klinik Kõnigs­
felden und bricht jeglichen Kontakt zu 
seinem Anwalt und zu den Angehõri­
genab. 

Sein Anwalt hãtte ihm eigentlich eine 
gute Nachricht mitzuteilen: Im Mai 
2015, nur einen Monat nach seiner 
Flucht, entscheidet das Bundesgericht 

die sofortige Aufhebung der stationã­
ren therapeutischen Massnahme und 
kommt - mehr noch - zum Schluss, 
dass die nachtrãglich angeordnete the­
rapeutische Massnahme bei einer in ei­
ne Haftstrafe umgewandelten Geldstra­
fe überhaupt nicht rechtmãssig war. 

<<So einen krassen Fali hatte ich noch 
nie gesehen>>, sagt Meiers Verteidiger 
Konrad jeker. Der Solothurner Rechts­
anwalt kennt sich aus im Massnahme­
recht und hat schon mehrere Entlas­
sungen aus der ldeinen Verwahrung er­
reicht. Aber einer, der wegen einer ver­
hãltnismãssig so geringfügigen Tat so 
lange weggesperrt wurde, das hatte 
selbstjeker noch nie gesehen. 

«Krasse Fehlleistung der justiz» 
Dumm nur, dass Meier bis heute 

nicht weiss, dass er ein freier Mann ist. 
<<Alle meine Versuche, ihn zu kontaktie­
ren, schlugen fehl>>, sagt Konrad jeker. 
Und er hãlt mit I<ritik nicht zurück: <<Es 
handelt sich hier um eine krasse Fehl­
leistung der justiz, die erst das Bundes­
gericht korrigierte>>, sagt er. Und: <<Mei­
er ist nicht der Einzige.>> Er kenne etli­
che Fãlle von fragwürdig in der kleinen 
Verwahrung versorgten Menschen. Die 
Fãlle würden oft nicht angefochten, 
weil die Betroffenen keine Anwãlte ha­
ben, Beschwerden praktisch aussichts­
los und das Kostenrisil<D für viele zu 
gross sei. 

Zudem beurteilt er die Real<tion der 
Behõrden auf die Flucht seines Man­
danten als fragwürdig: <<Diese Mãnner 
werden zunãchst als psychisch schwer 
gestõrt und als so gemeingefãhrlich ein­
gestuft, dass sie nicht frei gelassen wer­
den kõnnen. Wenn sie aber flüchten, 
wird die Õffentlichl<eit nicht einmal ge­
warnt>>, sagt er. <<Damit entsteht der 
Eindruck, dass die Behõrden ihre eige­
nen Beurteilungen gar nicht glauben.>> 

Da sein Freiheitsentzug nicht recht­
mãssig war, hãtte Meier bei seiner 
Rücld<ehr nichts zu befürchten. 

* Name geandert 

Expansion in Berlin statt in Wien? 
Glücksspiel Di e Stadtcasino 
Ba d en AG versucht in 
Deutschland zu wachsen, 
wahrend die Ertrage im Heim­
markt schrumpfen. 

Die Spielertrãge irn Schweizer Casino­
markt sind seit 2007 rücklãufig - eine 
Entwicklung, der sich auch das Grand 
Casino Baden nicht entziehen kann. 
<<Weil der Schweizer Casino-Markt ge­
sãttigt ist, ist Wachstum nur durch die 
Expansion im Ausland mõglich>>, 
schreibt denn auch die Berner Kanto­
nalbank (BEKB), auf deren Plattform 
OTC-X die Stadtcasino-Al<tien gehandelt 
werden, in einer Unternehmensanaly­
se. Fazit: <<Für das weitere Wachstum 
der Stadtcasino-Baden-Gruppe wãre 
die Konzession in Wien wichtig gewe- Di e Stadtcasino Baden AG versucht ihr Glück in Deutschland. SAN ORA AROIZZONE 

sen.» 
Diese wurde allerdings kürzlich zu­

rückgezogen, nachdem ein Wettbewer­
ber beim õsterreichischen Bundesver­
waltungsgericht Beschwerde einge­
reicht hatte. Ob das Projekt weiterver­
folgt wird, ist derzeit offen. Falls nicht, 
müsste die Badener Casino-Gruppe laut 
BEKB-Analyse in der diesjãhrigen Jah­
resrechnung Vorlauflmsten von etwa 
drei Millionen Franken abschreiben. 

Wàhrend die Zukunft des Wiener 
Projekts offen ist, wird ein anderes in 
Berlín konkreter. <<Wir sind uns mit un­
serem Partner, dem deutschen Glücks­
spielkonzern Gauselmann, einig, ein 

gemeinsames Konzessionsgesuch ein­
zureichen>>, sagt Detlef Brose, CEO der 
Grand Casino Baden AG. Die neue Kon­
zession solllaut Ausschreibung des Ber­
liner Senates ab Januar 2018 gelten. 

In der Schweiz ist derweil die Zu­
kunft des Casino Davos unsicher, das 
zu 90 Prozent der Stadtcasino Baden 
AG gehõrt. Nach dem Wegfali der 
Wechselkursuntergrenze werde dort 
ein hõheres Defizit erwartet, heisst es 
in der BEKB-Analyse. <<Eine Schliessung 
kann nicht mehr ausgeschlossen wer­
den.>> Positive Renditen seien in den 
Schweizer Bergcasinos nur mit einer 

weiteren Reduzierung der Spielbanken­
abgabe mõglich, sagt dazu Brose. Zu­
dem würden die Bergcasinos von den 
strengen Regularien des Casinomarktes 
besonders hart getroffen. <<Sollte die 
Politik nicht entsprechend reagieren, 
droht ihnen aus unserer Sicht mittel­
fristig die Schliessung.>> Das Grand Casi­
no Baden hãlt sich in einem stagnieren­
den Markt derweil gut: Mit einem Brut­
tospielertrag von 65,5 Millionen Fran­
ken belegte es 2014 landesweit den 
zweiten Platz, knapp vor Basel und Zü­
rich. Das Ziel für 2015 sei, diesen Platz 
zu verteidigen, sagt Brose. (PERl 


